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Allgemeine Chronik

Öffentliche Finanzen

Direkte Steuern

Kurz nach Ausbruch der Covid-19-Pandemie machten sich der Bundesrat sowie die
Parlamentarierinnen und Parlamentarier Gedanken, wie die besonders stark von der
Pandemie betroffenen Unternehmen gestärkt werden könnten. Die FDP.Liberale-
Fraktion schlug im Mai 2020 in einer Motion vor, in der Unternehmensbesteuerung auf
Bundesebene einen Abzug für Eigenfinanzierung zu schaffen. Damit sollten die
Unternehmen beim Eigenkapitalaufbau unterstützt werden, zumal die Krise
diesbezüglich ein Manko aufgezeigt habe. Der Bundesrat erachtete die Massnahme zwar
als tauglich, um den Eigenkapitalaufbau zu begünstigen und die Krisenresistenz der
Unternehmen zu erhöhen. Dennoch lehnte er die Motion ab, da die aktuelle Regelung
bezüglich des Eigenkapitalabzugs, wonach ein solcher nur ab einem Steuersatz von über
13.5 Prozent möglich ist, einen im Rahmen der STAF erzielten Kompromiss darstelle.
Eine Änderung so kurz nach deren Inkrafttreten und Bestätigung an der Urne sei nicht
opportun. Er verwies überdies auf die Bemühungen der OECD für eine weltweite
Mindestbesteuerung, bis zu deren Umsetzung der Bundesrat auf grundlegende
Weichenstellungen in der Unternehmensbesteuerung verzichten wolle. Mit 111 zu 82
Stimmen lehnte der Nationalrat die Motion in der Frühjahrssession 2022 ab.
Zustimmung fand der Vorstoss bei den Mitgliedern der SVP- und der FDP.Liberalen-
Fraktion sowie bei einem Mitglied der Mitte-Fraktion. 1
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1) AB NR, 2022, S. 419 f.
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